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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Kantonale Ersatzwahlen

Die 2016 in den Aargauer Regierungsrat gewählte Franziska Roth (AG, svp) sah sich
schon bald nach ihrer Wahl teilweise heftiger medialer und parteipolitischer Kritik
ausgesetzt, in der der politischen Quereinsteigerin mangelhafte Amtsführung und
schlechte Dossierkenntnisse vorgeworfen wurde. Als die Gesundheitsministerin Anfang
2019 dann zurückschlug und dem Parlament vorwarf, versteckte Interessen zu
verfolgen, und dabei auch ihre eigene Partei nicht schonte, nahm die Kritik nur noch
weiter zu. Anfang März 2019 wurde Roth gar von den Fraktionen der FDP, der CVP und
der GP in einer parlamentarischen Erklärung  wegen mangelnden Respekts gegenüber
Parlamentsmitgliedern, schlechter Kommunikation und fehlenden Bemühens um
Zusammenarbeit mit dem Parlament gemassregelt. Sie werde wohl auch für ihre Partei,
die SVP zum Problem, augurte die NZZ nach der «Standpauke», die in der Schweiz nur
selten so vorkomme. Auch aufgrund verschiedener Abgänge von Führungspersonal im
Departement von Roth entschied sich der Gesamtregierungsrat noch Anfang März 2019
eine unabhängige Analyse zu den «Problemen im Gesundheitsdepartement»
durchzuführen. Roth wurde zudem die Federführung über den Neubau des
Kantonsspitals Aarau entzogen. Doch es sollte für Roth tags darauf gar noch schlimmer
kommen, stellte ihr doch ihre eigene Partei ein Ultimatum: Nach einer parteiinternen
Aussprache gab SVP-Kantonalpräsident Thomas Burgherr an einer Medienkonferenz
bekannt, dass sich die SVP Konsequenzen überlegen werde, wenn sich die «prekäre»
Amtsführung im Gesundheitsdepartement bis im Sommer nicht bessere. Die SVP
fürchtete negative Auswirkungen auf die anstehenden Nationalratswahlen. Roth selber,
die an besagter Medienkonferenz nicht anwesend war, schloss einen Rücktritt freilich
kategorisch aus. Im Sonntags-Blick wurde die Frage gestellt, ob Frauen in der Politik mit
härterer Kritik konfrontiert würden als Männer, und auch die Weltwoche wunderte sich,
dass der Regierungsrätin ein Rücktritt nahegelegt werde, «obschon sich diese nichts
Gravierendes hat zuschulden kommen lassen».
Eine weitere Eskalationsstufe nahm die Geschichte Ende April 2019, als Franziska Roth
bekannt gab, aus der SVP auszutreten und künftig als Parteilose ihr Regierungsmandat
weiterzuführen. Sie gab zwar Mängel in ihrer eigenen Kommunikation zu, warf ihrer
Partei aber vor, sie mit «diffusen Vorwürfen» einzudecken und diese nicht zu
konkretisieren. Man habe sie «genötigt», zurückzutreten. Der Tages-Anzeiger wertete
dies als «Beispiel für die schlechte Verfassung der (Aargauer) SVP». Die Volkspartei
selbst gab bekannt, dass sie sich in Roth getäuscht habe, und entschuldigte sich für
ihre Nomination. Es fehle ihr an Wille, Interesse und Talent, gab die Partei den Medien
bekannt und forderte den Rücktritt der Regierungsrätin. Für Schlagzeilen sorgte
daraufhin alt-Bundesrat Christoph Blocher, welcher der Aargauer Parteispitze
mangelndes Fingerspitzengefühl vorwarf. Die Weltwoche ortete derweil
«Führungsversagen und Personalprobleme bei der Aargauer SVP». Die WoZ wiederum
sah die Affäre als «Ausdruck der Krise», die in der SVP schwele. 
Mitte Juni 2019 nahm dann eine der «wohl bizarrsten politischen Karrieren, die es in
der Schweiz je gab» – wie die NZZ kommentierte – mit der Rücktrittsankündigung von
Franziska Roth ein Ende: Sie könne nicht so tätig sein, wie sie das gerne würde, weshalb
sie per Ende Juli 2019 von ihrem Amt zurücktrete. In der Folge entschied der
Regierungsrat, den Bericht zum Gesundheitsdepartement zu sistieren. 

Der Rücktritt setzte die Parteien unter Zugzwang, wurde doch der Termin für die
Ersatzwahl von Franziska Roth auf den 20. Oktober 2019 gesetzt – zeitgleich mit den
Nationalratswahlen. Diese Terminwahl sorgte für Unmut bei den meisten Parteien, die
sich nach einem Treffen der Parteipräsidenten per Brief beim Regierungsrat
beschwerten. Nicht unterschreiben wollten den Brief allerdings die GP und die SVP. Die
NZZ vermutete feilich, dass vor allem die SVP «in Nöte» geraten werde und dass die
anderen Parteien wohl Morgenluft witterten, da die SVP wohl nicht so rasch einen
Ersatz für Roth finden würde, das Vertrauen in die Partei angeschlagen und damit der
zweite Sitz in der fünfköpfigen Regierung in Gefahr sei. Allerdings sei der Anspruch der
mit über 30 Prozent Wähleranteil mit Abstand stärksten Partei im Kanton Aargau auf
zwei der fünf Exekutivmandate nicht ungerechtfertigt. Mit dem Ausscheiden von
Franziska Roth drohte die Regierung im Kanton Aargau überdies rein männlich zu
werden, weshalb sich bei der Nominierung der verschiedenen Kandidaturen jeweils
auch die Frauenfrage stellte.

WAHLEN
DATUM: 24.11.2019
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Als erste nominierte die GP mit Grossrat Severin Lüscher (AG, gp) einen Mann. Er weise
als Hausarzt die nötige gesundheitspolitische Kompetenz für das freie Departement
auf, was wichtiger sei als das Geschlecht, wurde bei seiner Nominierung begründet.
Auch die SVP präsentierte ihren Kandidaten bereits Mitte Juli: Jean-Pierre Gallati (AG,
svp) war Fraktionspräsident im Grossrat und dort vor allem durch seine scharfe Kritik an
Franziska Roth aufgefallen. Die SP kündigte Ende Juli an, mit Yvonne Feri (sp, AG) ins
Rennen zu steigen. Die SP-Nationalrätin war bereits 2016 zu den Regierungsratswahlen
angetreten und damals im für den fünften Sitz nötigen zweiten Wahlgang Franziska Roth
nur sehr knapp unterlegen. Erst Mitte August gaben die Grünliberalen bekannt, dass sie
ebenfalls antreten werden. Mit Doris Aebi (AG, glp) sollte erstmals ein kantonaler
Regierungssitz erobert werden. Aebi hatte bis 2000 für die SP im Kantonsrat in
Solothurn gesessen und dort 1997 für den Regierungsrat kandidiert, bevor sie in den
Kanton Aargau umgezogen war und die Partei gewechselt hatte. Medial diskutierten
Sukkurs erhielt die Kandidatin von der früheren Aargauer FDP-Ständerätin Christine
Egerszegi. Die FDP hatte bereits im Juli angekündigt, eine Kandidatur stellen zu wollen,
und nominierten Mitte August eine Kandidatin: Der laut der Aargauer Zeitung am
rechten Flügel der FDP politisierenden Jeanine Glarner (AG, fdp) wurden gute Chancen
eingeräumt, im bürgerlichen Lager viele Stimmen zu holen. Mit Pius Lischer kandidierte
auch ein Parteiloser, der bereits seit vielen Jahren erfolglos versucht, im Kanton Aargau
in ein politisches Amt gewählt zu werden. 
Gleich drei der fünf Kandidierenden bewarben sich gleichzeitig auch um ein
Nationalratsmandat: Yvonne Feri, Jeanine Glarner und Jean-Pierre Gallati dürften vom
doppelten Wahlkampf profitieren, urteilte die Aargauer Zeitung. Für einigen Wirbel
sorgte die frühere Regierungsrätin Susanne Hochuli (AG, gp), die sich im lokalen TV
nicht nur für ihren Parteikollegen Severin Lüscher, sondern auch für den SVP-
Kandidaten Jean-Pierre Gallati aussprach – nicht aber für die SP-Kandidatin Yvonne
Feri. Auch der kantonale Gewerbeverband gab an, Jean-Pierre Gallati zu unterstützen,
nicht aber Jeanine Glarner oder Doris Aebi, weil Erstere keine Unternehmerin und
Letztere in der falschen Partei sei. Da das neue Regierungsmitglied das Departement
für Gesundheit und Soziales übernehmen würde, wurden im Wahlkampf vor allem
Gesundheitsthemen, die Sozialhilfe und das Asylwesen debattiert. Im
Schlüsseldepartement würden einige wichtige Dossiers warten, die dringend
angegangen werden müssten, betonte die Aargauer Zeitung. Insbesondere der Spital-
Neubau aber auch die Revision des Spitalgesetzes seien dringlich. 
Mit fünf Kandidaturen aus dem gesamten politischen Spektrum für einen Sitz war von
Beginn weg klar, dass es einen zweiten Wahlgang brauchen würde. In der Tat übertraf
am «Super-Wahlsonntag», wie die Aargauer Zeitung titelte, niemand das absolute Mehr
von 91'012 Stimmen. Am nächsten kam ihm der SVP-Kandidat Jean-Pierre Gallati mit
63'830 Stimmen, gefolgt von Yvonne Feri, die aber mit 44'765 Stimmen schon deutlich
zurück lag. Auf den Plätzen folgten Jeanine Glarner (27'940 Stimmen), Doris Aebi (21'882
Stimmen) und Severin Lüscher (20'311 Stimmen). Pius Lischer erhielt 1'345 Stimmen. Die
Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.

Der Ausgang des zweiten Wahlgangs, der auf den 24. November 2019 angesetzt wurde,
war auch davon abhängig, wer im Rennen bleiben und gegen Gallati antreten würde.
Dabei kam es im Zusammenhang mit den ebenfalls im zweiten Wahlgang zur
Entscheidung anstehenden Ständeratswahlen zu parteiinternen Absprachen: Rot-Grün
einigte sich darauf, für den Einzug in den Ständerat mit Ruth Müri (AG, gp) und in den
Regierungsrat mit Yvonne Feri zu kämpfen. Im Gegenzug trat Severin Lüscher nicht
mehr für den zweiten Wahlgang an und Cédric Wermuth (sp, AG) zog sich bei den
Ständeratswahlen zurück. Weil sich zudem sowohl Jeanine Glarner als auch Doris Aebi
zurückzogen, hoffte Yvonne Feri auf die Unterstützung der weiblichen Wählerschaft. In
der Tat verband Aebi ihren Verzicht mit dem Wunsch, eine Aufsplittung der
Frauenstimmen zu verhindern. Weil auch Pius Lischer nicht zum zweiten Wahlgang
antrat, kam es Ende November zum Zweikampf zwischen den Kandidierenden der SP
und der SVP. Dabei wurde auch entschieden, welche der beiden Parteien einen zweiten
Sitz in der kantonalen Regierung erobern und ob die Aargauer Regierung nur noch aus
Männern bestehen würde. Das Rennen zwischen der «linken Frau» und dem «rechten
Mann», wie die Aargauer Zeitung titelte, machte schliesslich der SVP-Vertreter Jean-
Pierre Gallati – äusserst knapp mit lediglich 1'593 Stimmen Vorsprung. Gallati, der auch
in den Nationalrat gewählt wurde, das Amt aber bereits nach der ersten Session wieder
niederlegte, erhielt 77'462 Stimmen. Wie erwartet übernahm er das
Gesundheitsdepartement. Yvonne Feri, die 75'869 Stimmen erhielt und damit zum
zweiten Mal hintereinander nur knapp unterlegen war, konnte sich ihrerseits mit dem
Nationalratsmandat trösten, das sie seit 2011 innehat. Die Wahlbeteiligung betrug 37.4
Prozent. Die Medien urteilten, dass die SVP mit einem blauen Auge davon gekommen sei
(NZZ), dass aber die Karten wohl schon in weniger als einem Jahr bei den

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 3



Gesamterneuerungswahlen neu gemischt würden. Für Diskussion sorgte, dass das
Gremium nun wieder «frauenlos» ist (Tages-Anzeiger). Bisher waren neben Franziska
Roth (2016-2019), Susanne Hochuli (2009-2016) und Stéphanie Mörikofer-Zwerz (AG,
fdp; 1993-2001) überhaupt erst drei Frauen in den Aargauer Regierungsrat gewählt
worden. 1

1) AZ, 18.2.19; NZZ, 8.3.19; AZ, 15.3.19; NZZ, TA, 19.3.19; TA, 21.3.19; So-Bli, 24.3.19; WW, 28.3.19; AZ, 30.3.19; AZ, Blick, SGT, TA,
24.4.19; AZ, Blick, 27.4.19; WW, WoZ, 2.5.19; AZ, BaZ, Blick, NZZ, 20.6.19; AZ, 21.6., 22.6., 2.7.19; NZZ, 4.7.19; AZ, 5.7., 12.7.,
13.7., 16.7.19; TA, 22.7.19; AZ, 5.8.19; TA, 8.8.19; AZ, 9.8., 12.8., 14.8., 15.8., 16.8., 17.8., 22.8., 6.9., 20.9., 3.10., 9.10.19; AZ, TA,
21.10.19; AZ, 23.10., 7.11.19; AZ, NZZ, TA, 25.11.19; AZ, 5.12.19
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